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ünd die beslen Deulschrn einsperren, martern und köpien ließ.

Schuld tragen alle jtne Deulschen, die in dcr Aufrüstu
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un(l Siamens Deutsche Arbeiter und Arbeiterinnen! Deulsrhe Arbeiter
des deutsches Volk INazr!uhrcrn selbst oilrn

ur)rphr staodc0, als rllnen

Volkes, Euch Soldalen

rrrrrrrals die Ä1atht rrgrcrien, src fcsligcn ulrd srrrrcn lerbrr'
iuhrrn können. W rr dtulscher Komnlunrsl€n rrLlarrrr, diß au(h
lulrltn, incicm wir cs trotz der Bluloplfr unserer brslcn Känrl
Rrrhc unserer Fehler nrcht vermochl habrn, dre arltli

Dt)1.tr,',.1't u,'r l,Lillri \ir
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Arbralcr, Baucrn und Inlelligenz enlgcgetr allen §ideruchern
itrl werhtätigen Volk die Krälte Iür den Slurz Hrtlrrs zu sammclr
reichen Kamp[ zu liihrcn und jene Lage zu verrncidcn, in der
gesfhichlhch Yersagte.

und verbrecherrschste Nach all dem Lcid und Unglück, der Schrnach und S

dur!:i.lst€n Aera deuls.her (ieschichle h^Dtp 2ni Fada d"a
w[,] uns auch der sozraldemokralische Arbtrlcr recht geben,

Gefühl Iür Anstand und (lerechlrgkert verlorcn und tlitler iolt
eincn gutgedeckl€o MrttJgs- und Abendbroltisrh aui Kosten
durch Krieg und Raub versprach.

So wurde das deutsche Volk zum \ilerkzeug Hillers untl
lislischen Au[traggebcr.
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Seminarfragen:
1. Waren ,,Einheitsfront" und ,,Volksfront" nur taktische Schachzüge der Kommunisten?

2. War der Aufruf der KPD vom 1 1 . Juni 1945 eine Abkehr vom sozialistischen Ziel?

3. Welche Lehren vermittelt das Ringen um eine antifaschistische demokratische Alternative

für die Politik der DKP heute?



Der Kampf der KPD um eine antifa-
schistische demokratische Alternative

Einleitung:
Im letzten Bitdungsheft haben wir den antifasehistischen Widerstand
behandelt. Von großer Bedeutung und kennzeichnend für den antifa-
sehistischen Widerstand vor allem der Kommunisten war e§, daß es sich
nicht ,,bloß" um Widerstand gegen das brutale Herrschaftssystem des

Hitler-Faschismus handelte, sondern daß die KPD von Anheginn um
eine Alternative zum Hitler-Faschismus gerungen hat.

Nach der Errichtung der faschistischen Diktaturstand die I(PD vor der
Aufgabe, Schlußfoigerungen aus der Niederlage der Arbeiterklasse zu
ziehen, ihre bisherige Politik zu überprüfen, die Lage und das Verhält-
nis der verschiedenen Klassen realistisch einzuschätzen und ihr politi-
sehes Vorgehen errtsprechend den neuen Bedingungen weiterzuent-
wickeln. Das war keine leichte Aufgabe und bedurfte eiaes Klärungs-
prozesses..Eine rasche Lösung dieser Aufgabe wr;rde durch sektiereri-
sche Tendenzen erschwert, die es in der Kommunistisehen Partei gab'
Es ging darum, solch falsche Losungen, wie die vom Sozialfaschismus
zu überwinden (wir haben darüber im Bildungsheft 5 im vergangenen
Bildungsjahr gesprochen), die die Wirksamkeit der Politik der KPD
Ende der zwanziger Jahre und besonders jetzt unter den neuen Bedin-
gungen des Kampfes, behinderten.

galt, alle Möglichkeiten auszu-

, die An verschiedenen Klassen und
Schichten zum Handel:r zu bringen und zum gemeinsamen Vorgehen
zusammenzuführen.

Die schwierigen Kampfbedingungen, der brutale faschistische Terror
sowie die antikommunistische Haltung der rechten Fiihrel der SPD
und"des Allgemeinen Deutschen Gewerkschaftsbundes, von denen sich
einige sogar bei den Faschisten anzubiedernversucht hatten (siehe das
vorherige Bildungsheft), bestärkten jedoch zunächst sektiererische
Tendenzen in der KPD. Hinzu kam, daß der Verlust hervorragender
Genossen, die Iliegatität und die Einhaltung der Erfordernisse der
Konspiration die breite Diskussion und somit die Überwindung der
falschen Auffassungbn und die Lösung der neuen Probleme verzöger*
ten und erschwerten.

In den Auseinandersetzungen um die Entwicklung der Politik leistete
die Kommunistische Internationale {Komintern) einen hervorragenden
Beitrag. Großen Einfluß auf die Diskussion in der KPD hatte das Auf-
treten Georgi Dimitroffs im Reichstagsbrandprozeß im Herbst 1933, in
dessen Verlauf er begründete, daß es erforderlich war, die Kräfte der
Arbeiterklasse, vor allem der Kommunisten und Sozialdemokraten,
sowie der anderen Werktätigen gegen den Faschismus zu vereinen.

Klärungsprozeß
notwendig

Hilfe der Komintem



D.r VL w€ltlorerE

1934 u.d 1935 hatte sich das Z€ntalkornitee d€. KPD mehrfach mit
de. neu€h Lage beschähigt. Es nahm, ausgehend von d& Erlahrungen
des Kampfes de! Parteiorganisationen in dem Unt€rgrund, B6chlüsse
an, die daraul gerichtlt waren, die Einheilsfront mit sozialdemokati-
schen Gruppen, Organisation€n und Leitung€n, ei.schließlich de§
Emigratio.svorstandes in Prag, sowie mit Parteilosen, nit ehemals
gewerkschaftlich Organisierten und mit christlichen A-rbeitem herzu-
stellen und duch die antifaschistische Tätigkeit in den Ma§senorgdi-
satioDen d€I Nazis und in den BetriebeD den ill€gal€n wiederaulbau
von Gruppen einheitlicher iieier Gewerkschaften vormzubringen. Mit
diesen Beschlüssen wurden falsche Ei.schätzungen, wie sie im Beg ff
,,Sozialfaschismus" zum Au§d.uck gekommerl wden, und feblerhafte
Einen$Dgen der Aktionseinheit von Kommüni§teD und Sozialdemo-
kraten auf eire werbung fth die Mitgliedschaft in der KPD übenvun-
den. Hlnzu kam, daß auch in der SPD ein KlärungsProzeß stattgetun-
den hatte, der seinen Nied'erschlag im ,,Prager Manifest" von 1934 ge-

funden hatte. Hl€r gelangte auch die Führung de. SPD zu selb§tkdti
schen Einschätzungeh ihres Verhältniss€§ zu den Kommunisten Doch
folgten dem "Prager Manifesi" keine Taten.

Im täglichen Kampf gegenden Faschi§mu§ waren illegale Parteirgad-
sationen in Deutschland schon seit geraumer Zeit von ahesen F€hlbeur-
teilungeD äbgegangen und zu Erkenntnissen gelangt, die nur in den B€-
schtüssen d6 Zentralkomitees ihren Nieder§chlag fanden Zugleich
orientiert€ im Jahre 1935 das Z€nhalkomitee daraul, einen antifaschi-
stischen Zusammenschluß von tubeit€m, Klein- und Mittelbauern,
Händwerkem und Gewerbetreibenden sovie Angehöri8en der htelli-
genz, unabhängig von ihen politischen ud weltaßchaulichen AUI-
fassügen, zu schaffen.

I. Der VII. Weltkongreß der Kornrnuni-
stischen Internationale - Die Brüsse-
ler und Berner Konferenz der KPD -
Das Nationalkomitee,,Freies
Deutschland"

Mit der Anal)§e des Faschismus dulch die KPD haben wir urs schon im
vergaBgenen BilduDgsiah beschäftigt. Nach lang€d Disku§sioDer ud
exakten UntercuchunEen des raschismus atr der Macht bestimmte der
VlL weltkongreß der Kommunistischen Intemationale, der vom 25.
JuIi bis zum 20. August 1935 in Moskau tagte, den FaschisDus al§ of-
fene tcrreristische Di!.tatu dcr reskioräI3tea artr meiltd chauviri-
stischer, NE Deisren inperirliltischE Elem€nte d€s Firlrz}äpital§
Aus dem Nachweis, daß der Faschismus die offene, terroristi§che Dik-
latur der reaktionäNten Elemenle des I'inanzkaPital§ war, leitete Ge-
o.gi Dimitroff in seinem Referrt die Auigabe ab, die Bedingungen für
den zBMenschluß aller antilaschistischen Kräfte, fiil die HeEteI-
lung der Einhei&front d€r Arb.ilrtll.ss. urd der sntifa§chi!.iß.ho
vol}sflon! aller anderen antifaschistischen Kräfte zu schafl€n-

cersi Dimitroff saßt über die Einheits- und volksftont sowie übe!
eine Regisu.g de. antifaschistisch€n Einleitsflont od€r Volksf.oDt:



,,DieVerteidigung derunmittelbaren wirtschaftlichen undpolitischen
Interessen der ArbeitellJasse, die Verteidigung der Arbeiterklasse ge-.
gen den raschismus muß der Aulgoogq'urlr und der EruptlDlalt de.
Ei.heitsfront in allen kapitalistischeD Ländern s€in. wü dürfeD uns
rlicht auf bloß€ Aufruf€ zum Kampf für die proletadsche Diktatur be.
schränkm, sotrdem müssen solche Losungen aufsteilen und Kampf-
formen findeq die sich aus den Lebensbedürhissen d€r Massen, aus
dem Grad ihrer Kampffähigkeit in der gegebenen Entwicklungsetappe
ergeb€n" (Georgi Dimitroff: Die Offensiv€ des FaschismE und die
Aulgab€n der Kommunistischen Intemationsle im Kampf ftir die Ein-
heit der Arbeiterklasse gegen den Faschismüs, in: \a[ weltkongreß der
Komhunistischenlntemationale, vellagMaBistische Blätter, rra.I-
furt am Main 19?1, S.94).

,,Bei der Mobilisierung der {erktätigeD Massed zu-rn Kampf gegen den
raschismus ist die Schaflüg ehe. br€itcr utlfalchirtilcher volks-
fiort auf der Grurdhae de, poletorilchea Ehheitsfront eine beson-
dels wichtige Aufgabe. Der Erfol8 des ge6amten Kamptes des Proleta-
riatr ßt eng verbunden mit der Herstllllrng des Kahpfbündnisses des
Proletariats mit der werkt:itigen Bauemschalt und dei Hauptmasse
des städtischen Kleinbürgertums, die s€lbst in den industriell ertwik-
kelten Ländern die Mehheit der Bevölkerung bitden" (G€orgi Dimi-
tloff, a. a.O., S.96).

,,Wir ziehen in Betracht, daß eine solche Lage eintr€ten kann, wo die
Bildung einer BegierurS dq prolctarisch€r Eitrhcitsfrort oder der e-
tilalchLtüch.[ Volkfiort nicht nur möglich, sondem im IDteresse des
Ploletariats auch notwendig sein wüd. Und wir werden ir diesem raü
ohle aue Schwankungen für die Schaftung einer solchen R€gierung
ehEeten" (C€olgi Dimitroff, a.a.O., S. 120)-

Di€ Kommunister sollten also in ihrer Politik berücksichtiSen, daß im
Kampf gegen den räschisEus bzw. nach des§€n Sturz eine Lage entste-
hen konnte, die die vemichtung des FaschismE €nDöglichte, ohne u-
mittelb3r är sozialistischen Revolution übergehen zu kömen. h diese
Richtung hatte auch schon Emst Thälmann Sedacht, als er am ?. fe-
bluar 1933 aul d€r ill€galen Tägung des ZK der KPD im Spo{haus Zie-
genhals - der Tagung des Zentralkomit€es, auf der Emst Th rDänn
zum letzten Mal vor deh zK sprach - die Frag€ auJwarf, wie es in
Deutschland weiterge-hm sotlte. E.Dst Thälmarm sagt€: ,,Das bedeutet
nicht, daß der Sturz del Eideregierung und der Sieg der prcletari-
schen RevolutioD unbedingt ein und dasselbe §€in muß. WiI stellen die
frage des Kamples für den Sturz der Hitlenegierung, die rrage der Be-
seitigüng der Hioer-Hugmberg-Regie.ung als unmittelbarc Aufgabe.
wü stell€n si€ in ieder Stude, wü st€Ien sie heute, lr,il stellen sie mor-
gen, übemorgen, wü stellen sie in den nächsten wochen und Motraten,
ohne daß wir unter allen Urnständen zu hündert PmzeDt sageD köiueD,
da3, wenn uns der Sturz der faschistisch€n Diktatur geringt, dies schon
mit dem Sieg der pmletrrjschen RevolutioD direkt verbunden ist" (zi-
ti€rt nach: EmsL ThäLram, Eine BioFaphie, Verlag Marxistische
Blätter, F!ärlfurt am Mair l9?9, S.65r/2).

Georgi Dimitroff unte!§trich in seinem Referat, daß es sich mit dem
Eintreten der Kobmunislen für solche Regierungen zugleich - völlig iD
Übereinstimüng mil de. Leninsch€n Revolutionsth€ori€ - um den
Weg des Hersnl<ommens an die Foletarische R€votution handele. So



4 setzte sich Dimitroff mit solchen ?endenzeD in der kommunistischen
Bewegüng al§einander, die noch immer auf die unmjttelbare Errich-
tung der Diktatur des Proleta ats orientieren tmd nicht begriffen hat-
t€n, da-o im Kampf gegen die reaktionärsten Kdfte des Impe alismus
und Militärismus die wichtigste Aulgabe de. kot]tuistischen Par-
teien darin b€§tand, die demolsatischen rreileiten und sozialen
Rechte der Vou{smassen zu verteidigen bzw. wiedshe.rut€llen und
€ine breite antiJaschistische Volksftont zu schalfen.

w€nig€ Monate nach dem Vtr. Weltkongeß der Komintem tagte vom
13. bis 15. Oktober 1935 in d€r Nähe von Moskau eineParteikonferenz
der KPD. Um die G€stapo irrezuführeD und die Rückkeh der Delegier-
ten zur illegalen Arbeit nach Deutschland zusichem, wurde verbrcitet,
die KonlereM habe in Brüssel stattgefunden. Sie ist deshalb als Brüsse-
ler Pärt€iLonferenz d€r KPD in die Geschichte eingegaDgeD. Die Kon-
fermz hatte die Aufgabe, schöpferisch auf der Grundrage der Be-
schlüsse des vll Weltkongesses der Komint€m, eine eigene Politik
auszuarbeiten, die den BedingunSen in Deutschland entsprach. Den
Be cht des Politbüros des Zentralkomite€s der KPD gab wilhelm
Pieck.

Ei aDalysi€rte die Lage in Deutschland und in der Welt und entwickelte
die neue Politik, die neue Strategie und Taktik der KPD. Dazu wä e§

zunächst notwendig, eire nüchterne und reale Einschätzmg der Lage
inDeulschland zu geben. DurchdieEnichtung der faschistischen Dik-
tatü hatten sich die Machtpositionen des Großkapitals gefestigl. Die
Arbeiterklasse blieb dem gegenüb€r weiterhi. gespalten. Nu eine
Minderheit der &beiterklasse fiihrte den aktiven Kämpl gegen den Fa-
schismus. Die Metrheit ve.hielt sich passiv. Die kreinbü4erlichen
Schicht€n auf d€m Länd und in den Städten war€n zuh Teil mit den
verschiedenstrn Maßflahmen der Hillerregrerung unzuhieden, abe!
zum aktiven Kampf wareh sie auch nicht b€reit. Sollt€ an dtesen Stun_
mungen dchtig sngehüpft werden. so muiten die KaDpfaktionen ge'

C€n die llitleldiktatul - so Wilhelm Pieck - demokatischen Charakter
tragen, eine antifaschistis€he, antümperialistische, demokratische
Ordnung zum Z iel haberl. Es ginS und kodnte dcht mitt€Ibar um den
Soziali§Inlls gehen. Und dieser demolixatische Kampl koDt€ nur auf
der crudlage eines breiten demokatischen Kampfpogamns erfol-
gen, das die DächsUiegenden, unmittelbaren Forderungen der Arbei-
terktasse und ihrer Verbündeten enthi€lt.

Das bedeutete, dB3 die Kamprbedingungen selbst gebietedsch die
Notwmdigkeit einer Zwlscherctappc aul dem wege zum Sozialismus
vorschrieben. Über des Kampfp.ogramm der KPD für di6e Etappe
sagt das Manifest der Brüsseler Pafleikonferenz: ,,Wir Kommunisten
urterbreiten Euch uns€r Kamptprogamm gegen di€ faschistische Dik-
tatur, für ahe Fleiheit, den Ededen und die SicherutrC d€r Existenz atler
Werldätigen. Wir stelen an die Spitze des Programlns den Kmpf für
die Freiheit des werktjitigen Volk€s, für die Wiederhersteuug demo-
kratischer Freileiten und Rechte, für volle Organisation§-, veNamm_
lungs- und Plesseheiheit, ftil Ctaub€ß- und Gewissensfreineit, fijr
cleichheit atl€r Staatsargehörigen, ohne Unte$chied ilrer Betigion
ud Rasse" (Die Brüssel€r Konle.eM der KPD, hrsg. von Klaus Mam-
mach, Verlag Maixistische Blätte!, Flankfurt am Main r9?5, S.60?).

Um diese Aulgaben verwirklich€n zu kömen, eiklärte die Brüsseler
Parteikonf€renz die Herstetlury de! Aktionseinheit aller Teile der



deutschen Arb€iterklasse und die Bildung der antilaschistischen
VolksfrontzumKampf g€genIdchismEmdK egsgefahzuzenba-
Ien Aufgabe der KPD.

Wilhelm Pieck über die Volksä-ont: ,,Bei de. allgemetuen Unter-
ddckung. . . ist die Schalfung eirer Ideologie des Frciheitskamp.
fes und einer fteiheitsbevegung, die ä'rchbreite Krcisedes Bür-
ge.tms e.faßt, &ingeDd notwendig... Millionen von Menschen
sind heute in Deutschland von dem faschistischen Regime beengt
und bedrückt und über die eine oder anderc Maßnabme dieses
Regimes empört. Alle diese Ströme der Unzutoiedenheit müssm
in das $oße Meer des Volkswide$tandes gelenkt werden. So
w€rden wir die währe antifaschistische Volkshont in Deutsch-
land zum Sturz der faschistischen Diktatur schaffen... Es ist
deshalb von außerordentricher Bedeutung, wem wir in den Mit-
telpunkt der Schaffune der Volksfront... den Kampf um die Er-
haltung des I'riedeis und gegen den imperialistischen Krieg stel-
ren" (wilhelm Pieck, a.a.O., S. ).

Mit deD Beschlüssen der P teikonfdoz besaS di€ KPD als einzige
Partei in Deütscl and ein reales politisches altematives Kampfp.o-
gramm zul Sammlung aller antifaschistisch-demokratischen KIäft e
fü. den Shrz des Hitle aschismus, für dieVerhinderungeines Krieges
und die Erichtung eines demokratischen, toiedliebeDden Deutschtand.

Nach der Brüsselder Konferenz verstärlilo die Kommunister ihre
Bemühungen, die xinheitsftont der Arbeiterklasse herastellen, und
gl€ichzeitig suchte die KPD, im Kampf alle antifaschistischen Kräfte
zu einer eirheitlichen Volkslront zusammenzuschtießen. So kam im
November 1935 im Pariser Hotel ,,Lutetia" unter dem Vorsitz von
Heilrich Marn ein größerer Kreis von Sozialdemohaten, Kommuni-
sten, Katholiken, Funhionären der Sozialistischen Aibeiterpartei
(SAP, einer von der SPD absespaltoeD linlssoziaidemokratischen
Partei) ud einigen vertetem der bürgerlichen Opposiiion zusamnen,
um über gemeinsame Schritte zum K ampf gegen das Naz tegime zu be-

AnläßIich des 4. Jahrestages der Erd.hhDg der {aschistischer Dik-
tatur vedffentlichte di6o Volksfrontausschuß einen ,,Auf!uf für die
deutscheVolksft ont, für Frieden, ft eiheit undBrot!"

Als die Gefahr eines zweiten weltlirieges immer drohender wurde, fand
vom 3 0. Januar bis zum 1. Februa. 1939 die sogenarulte Berner Konfe-
renz der KPD iD der Nähe von Parr.s statt. AIs wichtigste Aufgabe be-
zeichnete die Bemer KoDferenz den Kampf Cego den drchenden
Krieg, um das deutsche Volk vor der Katastrophe zu retteD. Sollte der
Krieg dennoch ausbrecho, müßte er durch den Sturz des Hitlerfa-
schismus schnellstem beendet werden. Um den Zusammenschluß a[er
Hi eryegner a erleichtern und ilm ein klares Ziel zu geben, a$eitet€
die Bener Konferenz - die Beschlüsse der ,,Brüsseler Konferenz" wei-
telführend - ein Progamm füt die Zeit nach dem Sturz des Faschismus
aus, das ,,tuogram der demokratischen Bepublik".

Aus der Bemer Resolution über das ,,Pro$amm der denokrati
schen Repubiil"i

d.! zuslueE.HuA
atlg urilaschilti$hc!
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B.prbllt

,,Lr der neu€n demokEtischen R€publik wild, im c€gensatz zuB
Weimar, nicht di€ Gro8bourgeoise, gedeckt durch erne Koalition
mit ein€I Arbeiterpartei, ihre wirtschafttichen urd Folitisch€n
Anschläge geg€n das VoIk iichten können, sondem die einige A.r-
beite.klasse, vereint mit den Bauem, dem Mittelstand r]]ld der
Inter[g€nz in der Volkshont, wnd das Schicksal des Lardes be-
stimmen... Die Grundforderung€n dieses Proglamms sind Iol-
gende:

a) Aufiebung aller volksfeindlichen Gesetze. Persönliche und
politische l}eiheit für alle Bürger . . .

b) Enteignung de! faschistischen Trustkapitalisten...

c) Sicherung ein€!: Außenpolitik, die die Einheit ünd Unabhär-
gigkeit Deutschlands und die Lebensrechte des d€utschen
volkes in jed€r Hinsicht gewä.lrleist€t und für die E.halhmg
des Fried€E im Geiste der VölkerveEtimdigung wirkt.

d) Die n€ue demohatische Republik wnd die Schwäche de!
Weimarcr Republik gegenüber der Reaktion nicht wi€derho-
len, eine ßründliche Demokmtisierung des StaatsappaEtes
dürchfüh.eD ud solche Maßnahmen zur Verteidigung der
neu errungenen Freileii tletreD, die eine Wiederkehr der fa-
schistischen l5Tann€i ein fiiI atlemal urunöglich machen"
(Die Bemer Konferenz der KPD, hrg. von Klaus Marunach,
Frankfut am Main l9?4, S.135, 137/138).

DieBerner Konferen konLretjsierte damit das Kouept de! Zwischen-
etappe auf dem Wege zum Soziatismus. Es sind in diesem Konzept we-
sedtliche Bestandteile desseD €nthalten, was q,ir heute in u]lserell pro-
grammatischenDokum€ntenantimonopolistischeDemolaatiene ren
(siehe z. B. unsei Parteiprogramm, S. 66ff.).

Die von der KPD aul den Brüss€Ier und Bemer Konf€r€nzen ausg€ar-
beitete antifaschistische Volksfrontpolitik trug dazu bei, alaß der'!yi-
derstand gegen den Hi erfaschismus zielgericht€ter üd breiter wür-
de. Die Orientierung der Konfer€nzen lag schließtieh auch der Grün-
dung d€s NatioDalkomitees ,,Eleies Deutschland' am 12./13- Juli 1943
h Krasnogorsk bei Moskau zugrunde. Hier rsurd€ die Volksfiontpo[-
tik in d€r neuer Lage des Jalres t9{3 veMüklicht. VoNitzend€r d€s
Nationalkomitees wurde der Arbeiterdichte. Erich Weined. Ihm ge-
hörten führende Kommunistm vrie Wilhelm Pieck und Walter Ulbricht
an, aber auch laiegsgelangene Offüiele der Wehrmacht, die mit dem
faschistisch€n Regim€ geblochen hatten. Unter den 3 8 Mitgliedem des
Komit€es lr,arcn 13 Arbeit€r:, l Bauer, 4 Angesteute, ri htelektuele, I
C*tlicher, I Student, I Verlege urd 4 Be.ufssoldaten (siehe auch das
vorherige Bildungsheft).

Mit der Schaffung des Nationalkomitees ,,Freies Deutschland" begann
ein neue. Abschnitt d€§ deutschen antifaschistisch€n lryiderstaDds-
kampfes.

h Deutschland und in der Emigration kam es zu eine! weiteren Annä-
herung und teilweisen politischeD zsamrnedarb€it d€r KPD mit füi-
lenden SozialdeEokraten. Maßgebliche rechte soziald€molcetisch€

,'Frc16 D.!!..h1.'d"



tr'ilhrer, wie Max Brauer und I}iedr:ich Stampfer, lehnten jedoch wer
terhin jede zEaiDm€'Idbeit mit KoiDmmisten ab. Sie verleumdeten
das ü Moskau gegürdete Nationalkomitee ,,Freies Deutschländ" als
eir Lstument russischer Staats- rmd Außenpotitik, in dem sich
,,Parteigäng$ einer tota.Iitären Diktatur" zwammeneetunden hätten.
Andere sozialdemokratische Ftihrer, wie ds spätere SPD-voßitzende
Erich Oltenhaue., übten Kritit, in einem gewissen Gegensatz daa, an
der Bewegung ,,Frei€6 Deutschland", weit sich d€r Inhalt des ,,Mani-
fesß", ih.rer Meinung nach, nur in nationalen und bürge.lich-demoka-
tischen Zielsetzungen $schöpfeD würde. Sie warleD dem Nationalko-
mite€ eine opportuistische Haltmg vor. Es ist dies eine oft anatlef-
f€nde E$cheinung: Um das politisch Mögliche urd Notwendige zu
verhindem, wtd - scheinbar - meh gefordert. Diese SPD-niher
odentierten auf di€ Westrnächte. Si€ sah€n ftir den Sturz des Hitlere-
Cimes eßt MöglicbleiteD, irachd€ die aEeriladsch-b.itischen Trup-
pen in westeuropa gelandet ud in Deutschlard.eiMaßchiert \tä.en.
Als ob mit den Trupp€n großkapitatistischer Staaten die weitergehen-
de, sozialistische Z ielsetzung möglich gewolden wäre!

Der Vor*'urf, daA das Nationalkomitee ,,Freies Deutschiand" von
Moskau g€steuert worden s€i, ist auch heute noch in der bü4erlichen
Geschichtsschreibung gang md gäbe. Daß die G.ündug des Natio-
nalkomitees in der Sowi€tunion stattfand, hat seinen einfachen Grund
darin, da3 in Moskau die Führung der KPD iher Sitz hatt€, daß hier
die deutschen KommuDisten jede Unterstützung von ihrcn so-
wjetischen Genos§en hatten, daß die deutschen Kommunisten die Ge-
legenheit nutzten, mit laiegsgelang€nen deutschen offizierm und SoI-
daten übe. die Verb.echen und auch die UI§acheD des Hi e.faschismus
zu reden. Daß iedoch die Gdndung des Nationalkomitees ,,r'reies
Deutschtand" keine rein ,,Moskauer Angelegmheit" war, z€igt di€ Tat-
sach€, daß batd auch in Reihen der deutschen polittuchen Emiganten
ir England, in Schweden, in der Schweiz, in den USA, ir Mexiko und in
hanlceich sich die Bewegurg,,heies DeutschlaDd" eDtwickelte. Daß
ihr auch dort VerEeter der ve$chiedeDsten Klassen und Schichten än-
gehöten. Und schließlich wude die vom Nationalkomitee verhetene
Politik zur politßchen Leitlinie der entscheidenden Kräfte des weite-
ren Widerstardskampfes in Deutschland.

Igährcnd sich die Armeen der Antihitl€rkoalition voD Osten und We-
sten den deutschen crenzen nüherten, bercitete die Fü}lrung der KPD
in Zusammena6eit mit arderen antilaschistisch€n Kdlten bereits den
Neuaulbau eines antifsschistisch-demokatbchen Deutschland nach
der Beendigung de6 Krieges vor.

Zusammenfassung:
Nach der Errichtung der faschistischen D iLtatur hat die KPD um eine
demokratische Altemati!€ zum Hitlerlaschismus gerungen. Durch die
EfahrungendestäglichenWidersta skample§SegeDdenraschismug
war die KPD zu der ErkeNrtnis gelangt, daß die Herstellung der Ein-
heitslront mit sozialdemohatischen und parteilosen tubeitem und
O4adsatioDen ebenso wie d€r Volkstmnt aus Arbeitern, Klein- und
MittelbaneD,Handwerkemlmd Gewerb€treibendensowieAngehöri-
gen der Inteligenz notweDdig sei. Einleitslront und Volksftont waren
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nicht - wie heute in der bürgerlichen und auch sozialdemobati§chen
Geschichtrschreibus immer wieder unterstellt wüd - i4end welche
taldischen Schachzüge der Kommunistischen Panei, sondem waren
aus der Erfahrung des antifaschistischen Kampfes geboren. Volk§Iront
und Einheitsfront waren keine Erfindungen, hinter denen sich die
Kommunisten verstecken wollten, sondern w&eII d€r Versuch, mög-
licbst breite K.eise für d€n Widerständ und die Übesindung des Hit-
lerfaschismus zu organisieren.

Dabei war di€ KPD zugleich auch zur Erkenntnis gelangt, da3 es nol-
wendig s€i, ein demohatisches Ziel herauszua.beiten, das zwar der
Talsache Rechnung trug, deß der ünrnittelbare Übergang rum Sozia-
lismB wenig wahscheinlich s€i, aber auch die Rückteh zu alten
büryerlichen Demokratie susschließen sollt€, h deren Schoß sich de.
Iaschismus entwickelt hatte. Es ging um die Hinwendug zu eine! fort-
schittlichen Demokratie, die die gesellschaftlichen Wuzeln von Fa-
schismus und Krieg ein für allemal beseitigen, dem arbeitendeü VoIk
maßgeblicheD Einfluß sichern und damit auch die VoraussetzungeD für
ein späteres Weite$chreiten zum Sozialismus schalleD sollie

Mit dieser Orientierung bessß die KPD als eiMige Paiei in Deutsch-
ränd ein rcales politisches allematives Kampfprogram zur Samm-
lung aler antifaschisiisch-demokatischen Kdft€ flir den Stuu des
Hi erfaschismus, für die Elrichtung eires demoloatischen, ftiedlie''
benden Deutschland.

II. Der Aufruf der KPD vom 11. Juni
1945

wenigeWochennachde.Befr€iung, bercits am 11. Juni r945, erließ das
Zenhalkomite€ der KPD einen Aufruf aD das deutsche Volk, der zu den
bed€utsaDsten Dokum€nten in der Ceschichte de. deutschen Nolu-
tionären tubeiterbewegung gehört.

Der deutsche traschismus war militärisch niedergerungen, der von ihm
entfeselte zweite Weltkrieg hatte aul deutschem Boden geendet. Er
hatte von den völkem Euopas unermeßIiche Opfer gefode.l allein
dieSowjetunion hatte 20Millionen Menschenverloren. Derantilaschi-
stische deutsche Wide$tand war nicht in der Lage gsesen, einen eDt-
scheidendm Beitrag zur Befrciung vom Faschismus zu leisten. So stand
das deutsche Votk am Ende des K.ieges vor den bitter€n Ergebnissen
der faschistischen Bluthenschaft, ihrer wahnwitzigen ihperialisti
schen Weltherschaftsbestrebungen, ihl€r furchtbaren Kriegsve.bre-
chen gegen zahlreiche euopäische Völker, der Schändung des deut-

Zugleich bot die Niedelschlaeung des faschistischen deulscheD Imp€"
nalsmus, die auch die Deutschen von der Bebalei befteite, dem deut-
schen volk eine gewatti8e histolischc Chance. Die Mächt€ der Antihit-
Ierkoahtion hatten verkündet - und legten dies zvrei Monat€ später ver-
traglich im Potsdamer Abkommen fest , daß Nazisdrs und Militaiis-
mus und die für ihn verantwortlichen Klälte vernichtet und dem deut-
scheD volk die Mögtichkeiten eine! demolcatischen Entwickltmg €r-
öfft et werden sdllien. Angesichts des großkapitatistischen CharakteE



der Westmächte konnte diese Chance nur mit Aussicht auf Erfolg ge-
nutzt werden, wenn die antifaschistisch-demokratischen Kräfte im
deutschen Volk selbst willens und fähig waren, die Lehren aus der Ge-
schiehte zu zietren, sich einige zu werden über die von den historischen
Notwendigkeiten, von den bitteren Erf ahrungen vorgezeichneten Ziele
und Wege, und wenn sie bereit waren, sich vereint daftir einzusetzen.

einem Fa-
nal gleich, das den Weg einer grundlegenden revolutionären Erneue-
rung der gesellschaftlichen Verhältnisse in Deutschland, den Weg in
eine bessere Zukunft wies. Die Grundlinien ftir die nach der Zerschla-
gung des Faschismus einzuschlagende Politik ergaben sich aus den
programmatischen Vorstellungen, die die KPD seit der Brüsseler Kon-
ferenz 1935 ausgearbeitet und immer wieder konkretisiert hatte.

Der Aufruf der Kornmunistischen Partei vom 11. Juni 1945 ging von
diesen Erkenntnissen a

Mädchten inJalta (1943) und später in
Potsdam (1945) aufgestellten -Grundsätzen für die

es auch darum,

Rechte sozialdemokratische Ftihrer kritisierten die damalige Zielset-
zung der Kommunisten von ,,links". Sie denunzierten sie als ,,Verzicht"
auf das soziaiistische Ziel. Kurt Schumacher, Vorsitzender der SPD,
proklamierte damals den ,,Sozialismus als Tagesaufgabe" und sprach
davon, daß eine Wiederherstellung des Kapitalismus unmöglich ge-
worden sei.

antworteten,

Die gegebenenV denWeg der antifasehi.-
stischen und antimonopolistischen UmwäIzung. Nur so könnten die
politischen und ökonomischen Voraussetzungen, die notwendige Ein-
heit der Arbeiterklasse und das Btindnis mit den anderen Werktätigen
geschaffen werden, um später den Übergang zum Sozialismus zu er-
möglichen. Die historische Entwicklung sowohl in der DDR, wo dieser
Weg beschritten wurde, als auch in der Bundesrepublik, wo auch nach
dem Zeugnis des DGB,,die alten Besitz- und Machtverhältnisse restau-
riert wurden", hat gezeigt, wer recht hatte.

Die

Aufruf der KPD
wie ein Fanal

Sozialismus steht nicht
auI der Tagesor'dnung

Kritik der Führung
der SPD

Die Antwort
der Kommunisten

Im einzel:ren enthielt der Aufruf vom 11. Juni 1945 ein umfassendes
amm antifaschistischer demokratischer U
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Ein antifaschistisches
und
antimonopolistisches
Deutschland

Es war dies ein anti$aschistischer und antimonopolistischer Aufruf,
der auch den Kommunisten in den von den westlichen Mächten besetz-
ienZonenzur Grundlage ihrer Tätigkeit diente. Naturgemäß hatte die-
ses Frogramm, wenn es Wlrklichkeit werden sollte, die Zusammenar-
beit der Arbeiterparteien und ein Bündnis der antifaschistischen
Kräfte zur unabdingbaren Voraussetzung. Manches von seinem Geist
wurde von den Kommunisten, die damals auch in Landesregierungen,
in den Stadt- und Gemeindeverwaltungen vertreten waren, auch im
Westen in die Verfassungen der Länder eingebracht. Der Volksent:
scheid in Hessen am 1. Dezember I 946, bei dem über 7 1 Prozent den Ar-
tikel 41 der hessischenVerfassung bejahen, der die Verstaatlichung des
Bergbaus, der Eisen-, Stahl- und Energieerzeugungsbetriebe und der
Großbanken vorsieht, bewies, daß in den Westzonen - wie in der dama-
ligen sowjetischen Besatzungszone - breite Volksmassen diese antimo-
nopolistische Zielsetzung bejahten. Der verblendete Antikommunis-
mus rechtssozialdemokratischer Führer, der Druck der kapitalisti-
schen Besatzungsmächte, die auf Wiederherstellung der alten Macht-
und Besitzverhältnisse gerichtete Politik der wiedererstarkenden
Großbourgeoisie und der ihr dienenden CDU/CSU verhinderten diese
Entwicklung.

Zusammenfassung:
Dem Aufruf der KPD vom 11. 6. 1945 lagen die Grundgedanken der
programmatischen Vorschläge fiir das zukünftige Deutschland zu-
grunde, die die KPD während der Herrschaft des Hitler-Faschismus
erarbeitet hatte.

Es'sollte
- erstens, eine demokratische Republik sein, in der Faschismus und

Militarismus mit ihren Wurzeln vernichtet waren; diese Wurzebr la-
gen in der wirtschaftlichen Macht des Monopolitischen Großkapitals
und der junkerliehen Großgrundbesitzer, ohne deren Entmachtung
folglich keine echte und dauerhafte Demokratie aufgebaut werden
konnte;

- zweitens, es mußte eine friedliebende Republik sein, die ein für alle-
mal den imperialistischen Großmachtwahn der alter herschenden
Klassen Deutschlands überwand, auf eine Politik der Freundschaft
mit allen Völkern, nicht zuletzt auch mit der Sowjetunion, die am
meisten unter dem faschistischen Krieg gelitten hatte und die größte



Last im antifaschistisctren Befreiungskampf der Völker getragen
hatte, gegründet war;

- drittens, die neue demolcatisehe Staatsmacht mußte getragen sein
von der Einheit der Arbeiterklasse und einem Bündnis aller antiJa-
schistisdren Kräfte; gerade dadurch mußte sie sich grundlegend un-

' terscheiden von der Weimarer Republik.

rtr. Antifaschistisch-demokratische Al-
ternative und sozialistisches Ziel

Die bürgerliche und rechtssozialdemokratische Geschichtsschreibung
benutzte und benutzt Inhalt und Text des Aufrufes des Zentralkomi-
tees der KPD vom 11. Juni 1945, um der KPD einen,,Ruck nach rechts",
einen politischen Kurswechsel zu unterstellen oder ihr eine zwielichti-
ge, unaufrichtige Taktik vorzuwerfen, weil darin das Ziel des Sozialis-
mus nicht genannt wird.

Das ist Demagogie. Daß die KPD für den Sozialismus war, wußte jeder!
Aber das Dokument des Zentralkomitees der KPD vom 11. Juni 1945
trug nicht nur den Titel ,,Aufruf"; es war auch in Inhalt und Form ein
Aufruf. Mit ihm wandte sich die KPD an das schaffende Volk in Stadt
und Land, an Männer und Frauen, an die deutsche Jugend. Mit der For-

enthalte-
nen Zehn-Punkte-Aktionsprograurm schuf die KPD eine Plattform ftir
die Alrtionseinheit der Arbeiterklasse und das Zusammenwirken aller
Antifaschisten. Wenn antikommunistische Ideologen der KPD vorvyar-
fen und vorwerfen, daß sich die Partei in diesem Autuf nicht aus-
drücklich zum sozialistischen Ziel und zum Weg des Sozialismus geäu-
ßert hat, so übersieht ein solcher Vorwurf Charakter und Funktion die-
ses Aufoufs. Natürlich ist es unerläßlich, daß Kommunisten in ihrem
Parteiprogramm ihre sozialistischen Zielvorstellungen bestimmen.

Ein solches Parteiprogramm -wie es ja auch nur ein Parteitag hätte be-
schließen können - war der Aufruf nicht. Es ist völlig falsch zu sagen,
die KPD habe sich über ihr sozialistisches Ziel ausgeschwiegen oder
dies gar verleugnet. In Resolutionen der Brüsseler und der Berner Par-
teikonferenz war ausgesprochen, daß Ringen um Volksfront und
Kampf um eine neue demokratische Republik nicht Verzicht auf das
sozialistische ZieI bedeuten, daß vielmehr erst der Soziatsmus dem
ganzen Volk Freiheit und wachsenden \[ohlstand sichern wird. Ent-
sprechend hieß es in einer Direktive des Politbüros der KPD: ,,IJnser
Ziel ist und bleibt der Sozialismus, aber wir wissen, daß in der heutigen
Lage die Voraussetzungen dazu nicht gegeben sind. Der Weg dahin
führt über die nunmehr möglich gewordene breite Entfaltungder De-
mokratie. Das ist keine formale, bürgerliche Demokratie alter Art, aber
auch keine Sowjetdemolaatie. Es wird eine Demokratie neuen §ps
sein, die alle Möglichkeiten einer wirklichen Volksherrschatt in sich
schließt" (zitiert nach: Walter Ulbricht, Zur Geschichte der neuesten
Zeit, Band 1, 1. Halbband, Berlin 1955, S. 48).

11

KPD verzichtet nicht
aul Sozialismus
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Die historischen
Erfahrungen

Bingen um Einheit
der Arbeiterklasse
vorrangig

IlYas ist Sozialismus?

Voraussetzungen
des Sozialismus

die Lösung dieser
war kein Weg zu demokratischem Fortschritt und Sozialis-

mus möglich. Die Richtigkeit dieser Einschätzung hat die spätere Ent-
wicklung in ,,Ost" und ,,West" völlig bestätigt.

Im Osten Deutschlands verloren die für Faschismus und Krieg verant-
wortlichen Konzernherren, Großbankiers und Großgrundbesitzer ihre
wirtschaftliche und damit ihre politische Macht. Hier förderte die so-
zialistische Besatzungsmacht die von den deutschen demokratischen
Kräften geforderten antifaschistischen Forderungen.

Im ,,Westen" unternahmen die militaristischen und großkapitalisti-
schen Kräfte alles, um ihre bedrohte Macht zu retten und wiederherzu-
ste1len. Angesiehts derStimmungin derBevölkemng war das nurmög-
lich, wenn es ihnen einerseits gelang, unter die Fittiche der westlichen
Besatzungsmächte zukriechen, und andererseits die anti-faschistischen
Kräfte durch Spaltung ihres eigentlichen Zentrums, der Arbeiterbe-
wegung, zu schwächen. Deswegen war damals das Ringen um die Ein-
heit der Arbeiterklasse und das breite antifaschistische demokratische
Bündnis von so gloßer Bedeutung für die weitere Entwicklung in d.en
westlichen Besatzungszonen.

Deswegen bedeutete damals die vorrangige Orientierung der KPD auf
eine antifaschistisch-demokratische Umwälzung keinen Verzicht auf
den weitergehenden Kampf um den Sozialismus, sie war vielmehr dar-
auf gerichtet, die notwendigen Voraussetzungen für den Sozialismus
zu schaffen.

In ihrem Kampf um den Sozialismus lassen sich die Marxisten von dem
Grundsatz leiten, daß für den erfolgreichen Kampf sowohl objektive
als auch sub

Die Produktivkräfte in Deutschland hatten einen hohen Entwick-
lungsstand, der Grad der Konzentration in Großbetrieben war weit
vorangeschritten. Die Verflechtung der Betriebe und Produktions-
zweige untereinander hatte große Ausmaße angenommen. Die I(PD
ging aber gleichzeitig davon aus, daß die Entwicklung zurn Sozialismus
sich nicht automatisch vollzieht. Es gehört zu den Grundsätzen des
Marxismus, daß der Sozialismus nicht durch einen Putsch oder eine
Verschwörung zustande kommt oder importiert werden kann, sondern
der Sozialismus kann nur das Ergebnis des Kampfes der Arbei'terklasse
und der Volksmassen selbst sein.

Um den Sozialismus aufzubauen, ist es notwendig, daß sich die Arbei=
terklasse ihrer welthistorischen Aufgabe,,,Totengräber der kapitali-

(Programm der Deutschen
tischen Partei).



stischen Gesellschaft" -wie es im Manifest der Kommunistischen Par-
tei heißt - und Schöpfer der sozialistischen Gesellschaft zu sein, be-
wußt wird. Notwendig ist, daß die Masse der Arbeiterklasse die Not-
wendigkeit des Sozialismus erkennt und bereit ist, für den Sozialismus
zu kämpfen.

Immer muß gefragt werden, in welchem Ausmaß sich die Arbeiter-
klasse ihrer Klassenlage und der geschichtlichen Aufgabe, die sie zu er-
fäIlen hat, bewußt tst. Zu fragen ist, ob jene Bedingung für den erfolg-
reichen Kampf um den Sozialismus erfüIlt ist, von der Engels in seiner
letzten Arbeit, der ,,EinleiturLg zu Marx' Klassenkämpfen in Frank-
reich" sagt: ,,Wo es sich um eine vollständige Umgestaltung der gesell-
schaftlichen Organisation handelt, da müssen die Massen selbst mit
dabei sein, selbst schon begriffen haben, worum es sich handelt, für was
sie mit Leib und Leben eintreten sollen" (Friedrich Engels: ,,Ein1eitung
zu Marx' Klassenkämpfen in Frankreich", in Marx/Engels Werke,
Band 22, S.523).

Faschism und Mili

trlegahtät möglich gewesen, Ein-

wirkungen auf das Denken vieler Arbeiter haben und konnte
nicht von heute auf morgen aus den Köpfen verdrängt werden.

Und weiter: Damit die Arbeiterklasse ihre Aufgabe als entscheidende
gesellschaftsverändernde Kraft wahrnehmen kann, ist die Aktionsein-
heit der Arbeiterklasse, ist die weitgehende politische Einheit notwen-
dig. Ohne eine revolutionäre Massenpartei der Arbeiterklasse ist an
den Sozialismus überhaupt nicht zu denken. Es gab in der Arbeiter-
klasse eiäen ausgeprägten Willen zur Einheit, zur Überwindung der
verhängnisvollen Spaltung der Arbeiterbewegung.Das zeigte sich in
der Entstehung der Einheitsgewerkschaften, das zeigte sich in der Poli-
tik der KPD, das zeigte sich in vielen Organisationen der SPD. Aber
auch hier müssen wir sehen, daß diese Organisationen erst neu entstan*
den waren, daß viele Fragen ungeklärt warnen und daß die Herstellung
einer größeren politischen Einheit der Arbeiterklasse eine Entwick-
lung ist, die sich auf der Grundlage von eigenen Erfahrungen durchset-
zen muß.

Weiter erfordert der Sozialismus das breite Bündnis der Arbeiterklasse
mit den übrigen Werktätigen. Auch hier gab es selbstverständlich noch
viele antikommunistische und antisozialistische Vorbehalte. Auch hier
war es notwendig, durch gemeinsame Erfahrungen im gemeinsamen
Kampf Vorbehalte und Vorurteile zu überwinden. Gerade dafür war es
notwendig, den Kampf für eine antifaschistisch-demokratische Um-
wälzung zu führen, weil in diesem Kampf weitergehende Einsichten
über Ursachen und Hintergründe von Faschismus und Krieg entstehen
konnten.
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Arbeiterklasse

Wie sah
das Bewußtsein
der Arbeiter aus?

Einheit der
Arbeiterklasse
notwendig



Gewinnung der Bauern
notwendig

Verteidigung
und Erweiterung
der Demolratie
notwendige
Voraussetzung
des Sozialismus

DKP hat
diese Erfahrungen
berücksichtigt

In der werktätig- KPD d.en wichtigsten Verbtin-
deten der Arbeiterklasse. Dieses Bündnis zu schaffen, betonten die
Kommunisten, ist eine der grundlegenden Voraussetzungen für den Er-

der antifaschistisch-demokratischen Umwä

jahrhundertealte Forderung der Bauern erfült werdeir, dä's Land
denen zu geben, die es bearbeiten. Damit sollte das Bündnis zwischen
Arbeiterklasse und werktätiger Bauernschaft eine feste Grundlage er-
halten. \trie die demokratische Bodenreform in der damaligen Ostzone
gezeigt hat, wurden so etwa zwei Millionen Menschen - werktätige
Bauernschaft eins chließlich F amilienangehöriger - unmittelb ar in die
revolutionäre UmwäIzung einbezogen. Viele von ihnen wurden selbst-
bewußter, fanden Zugang zum politischen Leben, gewannen Vertrauen
zur Arbeiterklasse und zu den neuen demokratischen Staatsorgangen.

Erfahrungen
der Weimarer Republik hatten gezeigt, daß es für die Kommunisten vor
allem darauf ankam, an die unmittelbaren Interessen der Massen an-
zulmüpfen und im Kampf um demokratische, antimonopolistische
Forderungen das einheitliche Handeln der Arbeiterklasse und ihr
Bändnis mit anderen Schichten herzustellen.

Auch die DKP hat in ihrer Frogrammatik diese Erfahrungen berück-
sichtigt und die Notwendigkeit von Übergangsforderungen und die
Mögliehlreit von Etappen im Kampf um den Sozialismus ausgespro-
chen: ,,Das fi.ir den Vormarsch zum Sozialismus hauptsächliche Hin-
dernis stellt die ökonomische und politische Macht der Monopole dar.
Der Kampf gegen das Monopolkapital, gegen den mächtigsten und ein-
flußreichsten Teil der Bourgeoisie ist deshalb die entscheidende Vor-
aussetzung jeder Veränderung des Kräfteverhältnisses zugunsten des

gesellschaftlichen Fortschritts. A1les, was sich gegen die Monopole
richtet, was die Arbeiterbewegung im Prozeß des Ringens um die Her-
beifi.ihrung einer Wende zu demokratischem und sozialem Fortschritt
an Positionen und an Einfluß hinzugewinnt, schafft günstigere innere
Voraussetzungen für das Voranschreiten der Arbeiterklasse und ihrer
Verbündeten, für den erfolgreichen Kampf um die Öfüoung des Weges
zum Sozialismus.

Wie sich dieser Weg konkret gestalten wird - das hängt vor allem von
der Kraft der Arbeiterklasse, von der Stabilität ihres Bündnisses mit
den anderen demokratischen Kräften, von der Stärke ihrer revolutio-

Diese kurzen

äüsschlaggebende Grund für die



näen Panei, sber auch von den tr'ormen des Widerstandes der Reaktion
ab" (ProFarnm der Deutschen Kommunistischen Paft€i).

Zusammenfassung:
Mit deb Autuf vom I 1. Juni r 945 schuJ die KPD eine Plattform für die
Altionseinheit d€r Arbeiterklasse und das Zusammenwirken .ller An-
tifaschisten. Die ichtige Wa d€r nächsteD Schritte uter BeachtuB
des sozialistischen Ziels der A-rb€iterbewegury war die d nglichsie
Aulgabe, die vor der Arbeite*lesse stand.

Die KPD ging von der Möglichkeit von EtappeD im Kampl um den So-
zialisrnus aus. Die EntwicklDg zum Soziatismus vollzieht sich nicht
automatisch. Er katllr weder importiert y,erden, noch kommt er dulch
einen Putsch oder eine Vsschwörun8 zustande. De. Sozialismus kaDn
nur das Ergebnis des Kshpfes der Arbeit€rklasse und der Volksmassen
selbst sein. Es steltt sich also die Frage nach dem subjektiven Fattor,
nach der gesellschaftlichen Hauptlsaft, die den Kapitalismus stürzen
und die sozialistische Geselschaftsordnung aulzubauen vermag, nach
dem Gmd ibl€r Entwicklurg, ihre6 BewuStreins und ihrer Kampfbe-
reitschaft. Das Bewußlsein goßer Mass€n der Arbelte. und Argesteu-
ten war noch nicht aul sozialistischen oder auch nu be*.u3t antimono-
polistischen Positionen. Dss gilt auch fit die Bündnispartner der Ar-
beiterklasse. Unter diesen Bedingugen mußte eine Politik entwickelt
werden, die die Mebiheit der Arbeiterklasse und der ede.en werktä-
tigen ar den Kampf um d€n Sozialismu helanführt. Entscheidend war
dabei, die tubeite*lasse auf der Grundlage iher eigeren praktischen
Erfalrung€n an die Notwendigkeit des Kampfes um den Sozialismus
he.anzuflihrm. Dies€ eig€nen Erfahrungen füh.ten damals zunächst
zur Einsicht in die Notwendigkeit des Kampfes gegen die wurzln von
raschismus und Militarismus-

Die Möglichkeit von Übergarg§stulen auI dem Weg zum SozialismN
hat auch di€ DKP in ih-rer hogammatik durch die Orientiemng auf
eire wende zu demokatischem und sozialem Forlschritt und die Öff-
Dung des Weges arm Sozialismus durch den Kampf um ei.ne antimono-
polistische Demolsatie be cl(sichtigt.

l5



Chronik:
30. Januar 1933

6.I'ebruar 1944

7. Eeb rar 1933

21. September bis
23. Dezember 1933

28. Januar 1934

11. rebruar 1935

25. Jtrti bis
20. August 1935

3.-15. Oktober 1935

9. Jui 1936

30. Janua! bis
1. Februar 193?

l. Septembe.1939

8.-10. Oktober 1941

EndeJanua.1942

l2 /13 Juli 1943

Ende September 1943 Bitdus der Bewesuns ,,heies Deutschland" für d€n Westen in

Mit der Eüsetzung der Hitler-Regierung wid der Überyang zur
offenen, temdstischen Diktatur der rcaktionäEten Kdfte des
Finanzlrapita.Is vouzoge. Das zentralkomitee der KPD ruft
zrm Generalstreik auJ und scblägt der SPD und den Genelk-
schalteD die Ei.n€itsfront vor.

Ilegale TaeDg des Zentralkomite€s der KPD im Sporthaus
Zieeenhals.

Reichstagsbrandpmzeß

Der sozialdemokratische Emi$atioDsvorstand veröffen icht
die E.klärung ,,Kampl und Ziet des revolutionären Sozialis-
mus" (Prager Manifest)

Einheitsf.ontaryebot des Zentmlkomitees der KPD an den so-
zialdemokratischen Emigrationsvorstand. Der SPD-voEtaDd
lehnt das Angeboi ab.

vIL Weltkongreß der Kommunistischen Intemationale.

Bdsseler Konferenz der KPD

In Paris wird der Ausschuß zu! vorbereitunq einer deutschen
volksfront gebildet.

Bemer KonfereM der KPD

Überfa[ Hiuer-Deutschlands auf Polen. Begim des zweiten

158 kdegsgefangene deutsche Soldaten in der UdSSR unter-
zeichnen einen von der KPD initiierten Appell atr das deutsche

Die Bewegung ,,Freies Deutschland ' in Mexiko vedfleDtlicht
€in Ahtionsprogramm-

Cnindung des Nationalkomitees ,,Freies Deutschland" im KID
(in KrasnogoEk bei Moskau).

Die Fühning der KPD beruft eine Arbeitskonmission, die poli-
tische Crundlragen des Kampfes gegen den Faschismus und der
Errichtung einer antifaschistisch-demokratischen Republik
klärcn solt.

Die r'ührung der KPD diskutiert das ,,Altonsprogramm des
Blo.ks der kämpferischen Demokmtie '.

Bedingungstose KapitüIation Hitler-Deutschlands.

Aufruf der Kommunistischen Partei Deutschlands:,,Schaffen-
des Volk in Stadt und Land! Männer und rrauenl Deutsche
Jugend!"

Oktobe.1944

8. Mai 1945

11. JDni 1945




